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BEBAUUNGSPLAN NR. 211/I 
„WIESDORF - WESTLICH EDITH-WEYDE-STRASSE“ 

 

Ergebnisse 

der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 

 

Die Öffentliche Auslegung hat gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 
06.01.2015 bis einschließlich 05.02.2015 stattgefunden.  

Mit Schreiben vom 13.12.2014 wurden die betroffenen Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB über 
die öffentliche Auslegung informiert und um Stellungnahme gebeten. 

 

Vorbemerkung: 

 

Entsprechend derzeitiger Rechtsprechung ist alleine der Rat ermäch-
tigt, über die im Verfahren eingegangenen Äußerungen und Stellung-
nahmen zu entscheiden. Dies erfolgt mit dem Satzungsbeschluss am 
Ende des Verfahrens. Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und 
Planen empfiehlt dem Rat, den durch die Verwaltung vorgeschlagenen 
Beurteilungen der Stellungnahmen zu folgen. 
 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung zum Bebauungsplan Nr. 211/I 
„Wiesdorf – westlich Edith-Weyde-Straße“ ist von der Öffentlichkeit  
eine Stellungnahme eingegangen.  

14 Träger öffentlicher Belange haben sich zu dem Verfahren geäußert. 
Davon haben 6 das Planverfahren lediglich zur Kenntnis genommen 
bzw. erklärt, nicht betroffen zu sein. In einer Stellungnahme wird die 
Änderung ausdrücklich begrüßt. 
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II/A: Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
II/A 1: Benedikt Rees vom 28.01.2015 

 

1.) 
 
 
 
 



Bebauungsplan Nr. 211/I                                                                                                         Seite 4 

 

 
 

 

 

2.) 
 

2.1) 
 

2.2) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 

zu 1.): 
Der Bedarf der Ausweisung zusätzlicher Gewerbeflächen im Plangebiet 
ergibt sich u. a. aus den Expansionsabsichten des unmittelbar nördlich 
des Plangebietes gelegenen Autohauses und aufgrund der günstigen 
Lage des Plangebietes für die Ansiedlung der Hauptfeuer- und Ret-
tungswache. Aufgrund dieser einsatztaktisch geeigneten Lage im Sü-
den des Stadtgebietes, der erforderlichen Verfügbarkeit eines im Zu-
schnitt relativ frei wählbaren Grundstückes von ca. 20.000 m², der be-
reits vorhandenen Verkehrserschließung, einer weitgehend konflikt-
freien Lage in nicht unmittelbarer Nähe eines Wohngebietes und der 
kurzfristigen Umsetzbarkeit des Vorhabens hat sich die Stadt Lever-
kusen für einen Neubau am Standort an der Edith-Weyde-Straße ent-
schieden. Die planungsrechtliche Eignung des Standortes wurde im 
weiteren Verfahren durch entsprechende Gutachten belegt. 
Es ist richtig, dass es durch die im Plangebiet vorgesehenen Nutzungen 
zu zusätzlichen Verkehrsbewegungen auf den angrenzenden Ver-
kehrsstraßen kommen wird. Diese werden aber, auch unter Berücksich-
tigung der bestehenden Verkehrslärmvorbelastungen, nicht zu unzuläs-
sigen Überschreitungen an den nächstgelegenen Wohngebäuden am 
Kurtekottenweg und der Fontanestraße führen. Nachweislich der im 
Verfahren durchgeführten schalltechnischen Untersuchungen werden 
dort die maßgeblichen Orientierungswerte der DIN 18005 von 55 dB(A) 
tags und 45 dB(A) nachts um mindestens 2 dB(A) unterschritten. 
Ebenfalls richtigerweise angemerkt wird, dass bei bestimmten Gebäu-
defassaden in der Beamtenkolonie östlich der Bahntrasse bereits heute 
eine hohe Lärmvorbelastung von bis zu 71 dB(A) tags und bis zu 
68 dB(A) nachts ermittelt wurde. Durch die von den geplanten Gebäu-
den verursachte Reflexion des Schienenverkehrslärms ist mit einer 
Lärmzunahme von bis zu 1 dB(A) im Tages- und Nachtzeitraum zu 
rechnen und somit werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV 
für Lärmvorsorge von 64 dB(A) im Tages- und 54 dB(A) im Nachtzeit-
raum um bis zu 8 dB(A) im Tages- bzw. 14 dB(A) im Nachtzeitraum 
überschritten. Daher wurde zur Reduzierung der Reflektionen im Be-
bauungsplan festgesetzt, dass für die Fassaden der Baukörper gegen-
über der Beamtenkolonie bauliche Schallschutzmaßnahmen, wie z. B. 
absorbierend ausgeführte Fassaden vorzusehen sind. Unabhängig da-
von können möglicherweise auch aktive Schallschutzmaßnahmen ent-
lang der Bahnstrecke, die unter Umständen im Rahmen des Schall-
schutzes gegen Verkehrslärm der geplanten Bebauung im Plangebiet 
vorgesehen werden, eine Erhöhung der Verkehrslärmimmissionen im 
Bereich der Beamtenkolonie verhindern. 
Durch die vorgesehene Ansiedlung einer Feuer- und Rettungswache im 
Plangebiet kann es tatsächlich zu Überschreitungen der maßgeblichen 
Orientierungswerte und Maximalpegel an den umgebenden schützens-
werten Nutzungen durch den Einsatz des Martinshornes bei Alarmaus-
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fahrten der Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge kommen. Der Einsatz 
des Martinshornes wird jedoch durch neue Ampelanlagen und Vorrang-
schaltungen bis zur Einmündung in den Willy-Brandt-Ring weitgehend 
ausgeschlossen. Der Gebrauch des Martinshornes auf der Edith-
Weyde-Straße und am Knotenpunkt mit dem Willy-Brandt-Ring ist da-
her nicht erforderlich. Die Feuerwehr, die im Rahmen des Verfahrens 
beteiligt wurde, hat gegen diese Vorgehensweise keine rechtlichen Be-
denken vorgebracht. 
 
zu 2): 
Die vorgesehene Ansiedlung einer Feuer- und Rettungswache wird in 
der gutachterlichen Stellungnahme des TÜV grundsätzlich als unprob-
lematisch angesehen. Das Personal ist berufsmäßig für Gefahrensitua-
tionen ausgebildet, so dass der Selbstschutz vor giftigen und sehr gifti-
gen Gasen kein Problem darstellt. Eine Feuer- und Rettungswache ist 
darüber hinaus kein öffentlich genutztes Gebäude im Sinne des § 50 
BImSchG, da es weitgehend nicht von der Öffentlichkeit genutzt wird. 
Damit liegt auch keine schutzbedürftige Nutzung im Sinne des Leitfa-
dens KAS-18 vor.  
Es ist nicht richtig, dass in der gutachterlichen Stellungnahme die der 
Öffentlichkeit zugänglichen Fortbildungsveranstaltungen, Brandschutz-
erziehung z. B. für Kinder, Tag der offenen Tür etc. per se als kritisch 
oder gar unzulässig eingestuft werden. Vielmehr stellen diese Nutzun-
gen dann kein Problem dar, wenn im Rahmen der konkreten Umset-
zung bestimmte Schutzvorkehrungen (z. B. Vorsehen von „Schutzräu-
men“ mit abschaltbaren Lüftungen, Erstellen eines Schutzkonzeptes für 
öffentliche Schulungen etc.) getroffen werden. Diese Maßnahmen wur-
den als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen und werden im 
Rahmen der Selbstbindung der Stadt umgesetzt. 
 
zu 2.1): 
Im Bebauungsplan werden grundsätzlich publikumsintensive Nutzun-
gen und Nutzungsarten ausgeschlossen. Ferner wurden einige Hinwei-
se zu Schutzmaßnahmen vor Störfällen in den Bebauungsplan aufge-
nommen. So sind z. B. bei der Errichtung von Geschäfts-, Büro- und 
Verwaltungsgebäuden (so auch für das Autohaus) weitere Einschrän-
kungen hinsichtlich des Betreuungsschlüssels von Angestellten zu Be-
suchern/Kunden erforderlich. Damit im Notfall der Schutz vor toxischen 
Gasen gewährleistet ist, sollte der Aufenthalt in Gebäuden sicherge-
stellt werden. Dabei sind Fenster und Türen geschlossen zu halten und 
Lüftungen auszuschalten. Zur Sicherstellung dieses Schutzzieles sind 
technische und organisatorische Maßnahmen umzusetzen. Für Veran-
staltungen im Freien und bei Nutzungen, die überwiegend im Freien 
stattfinden (z. B. Gebrauchtwarenhandel außerhalb der Gebäude), sind 
grundsätzlich Schutzkonzepte zu erstellen. Zu der Umsetzung der vor-
genannten Maßnahmen hat sich der Betreiber des Autohauses mittler-
weile vertraglich verpflichtet. Somit wird den gesetzlichen Vorgaben 
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hinsichtlich des Schutzes des Menschen vor Folgen von Störfällen in 
ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
 
zu 2.2): 
Die Zulässigkeit außerhalb des Plangebietes liegender Vorhaben (Kin-
dertagesstätten am Kurtekottenweg und ehemalige Werkswohnungen 
sog. „Bullenklöster“) ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
Mittlerweile liegt der Entwurf des „Gesamtstädtischen Gutachtens der 
Stadt Leverkusen“, Stand 18.02.2015, zur Seveso-II-Problematik vor. 
Demnach ist festzustellen, dass die auf Grundlage der gutachterlichen 
Stellungnahme des TÜV im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen 
und Regelungen zu organisatorischen und technischen Maßnahmen, 
inhaltlich mit den Aussagen des gesamtstädtischen Gutachtens zur Se-
veso-II-Problematik übereinstimmen. 
 
zu 3.): 
Ein Ersatz der Stellplätze für Bayer/CHEMPARK-Bedienstete ist nicht 
erforderlich. Hierfür steht eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen auf 
der südlich anschließenden Stellplatzanlage auf Kölner Stadtgebiet zur 
Verfügung. 
Als Ersatz für die wegfallenden Stellplätze für Besucher von Fußball-
spielen sind die Stellplatzflächen an der ca. 700 m südlich des Plange-
bietes entfernt liegenden S-Bahn-Haltestelle „Leverkusen Chempark“ 
(ehemals „Bayerwerk“) vorgesehen. Eine entsprechende rechtliche Si-
cherung wurde mittlerweile durchgeführt. 
 
zu 4.) 
Im Rahmen der Erarbeitung des Umweltberichtes zum Bebauungsplan 
Nr. 211/I wurde nachgewiesen, dass unter Berücksichtigung der unter 
den einzelnen Schutzgütern genannten Maßnahmen keine erheblichen 
Umweltauswirkungen zu befürchten sind. Auch aus verkehrlicher Sicht 
werden, unter Berücksichtigung des Umbaus der Edith-Weyde-Straße, 
der Beibehaltung der vorhandenen Fußwegeverbindungen und der in 
diesem Zusammenhang erforderlichen Maßnahmen zur Signalisierung 
keine negativen Auswirkungen befürchtet. 
Fragestellungen zur Art der Finanzierung der Vorhaben innerhalb des 
Plangebietes sind nicht Gegenstand des Planverfahrens. 
Das Plangebiet wird derzeit als Parkplatz genutzt und besitzt nur eine 
sehr geringe Funktion als Erholungsraum. Die bestehenden fußläufigen 
Verbindungen bleiben entweder erhalten (der auf der östlichen Stra-
ßenseite der Edith-Weyde-Straße vorhandene kombinierte Fuß- und 
Radweg) oder werden im Plangebiet verlegt (Fußweg von der Bahnun-
terführung zur Edith-Weyde-Straße). Daher bleiben die Zugänge bzw. 
die Erreichbarkeit von Freiflächen für die siedlungsnahe Erholung und 
zu den sozialen Infrastruktureinrichtungen weitgehend erhalten. Sonsti-
ge negative Auswirkungen hinsichtlich der Naherholungsfunktion sind 
nicht erkennbar. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Der Stellungnahme zum Verzicht auf die Ausweisung von Gewerbeflä-
chen wurde aufgrund der Expansionsabsichten des bereits am Standort 
vorhandenen Autohauses, der geeigneten Lage des Plangebietes für 
die Ansiedlung der Feuerwache und dem erbrachten Nachweis, dass 
keine zusätzlichen unverträglichen Lärmbelastungen zu erwarten sind, 
nicht gefolgt. 
Den Stellungnahmen zur Beachtung des Schutzbedürfnisses beson-
ders schutzbedürftiger Nutzungen und der Sicherung von Ersatzstell-
plätzen wurde gefolgt. 
Die Auffassung, dass ein Naherholungsraum verloren geht, wird nicht 
geteilt. 
Die Stellungnahmen werden im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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II/B  Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger  

 öffentlicher Belange 

 
 
 
II/B 1: Bundesnetzagentur vom 18.12.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung 
Im Bebauungsplan wurde bereits eine vorhandene Richtfunkstrecke 
einschließlich der beidseitigen Schutzstreifen und der Bauhöhenbe-
grenzung als Kennzeichnung übernommen. Aufgrund der vorgegebe-
nen Bauhöhenbeschränkung und der im Plangebiet festgesetzten Bau-
höhen können Beeinträchtigungen der Richtfunkstrecke ausgeschlos-
sen werden. 
Im Rahmen des Verfahrens wurden darüber hinaus die Betreiber öffent-
licher Telekommunikationslinien beteiligt. Bedenken gegen die Planung 
oder Hinweise auf weitere Richtfunkstrecken wurden nicht vorgebracht. 
Unabhängig davon werden die Netzbetreiber in den nachfolgenden Ge-
nehmigungsverfahren nochmals beteiligt.  
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Den Stellungnahmen zur Berücksichtigung der Richtfunkstrecken und 
Beteiligung der Netzbetreiber wurde gefolgt. 
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II/B 2: Bezirksregierung Düsseldorf (KBD) vom 29.12.2014  
 und 06.01.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung 
Der Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) machte mit Schreiben vom 
08.01.2014 darauf aufmerksam, dass das Plangebiet in einem Bereich 
liegt, in dem im 2. Weltkrieg vermehrte Kampfhandlungen stattgefunden 
haben. Der konkrete Verdacht auf Kampfmittel hat sich nach Überprü-
fung nicht bestätigt. Der KBD weist darauf hin, dass nicht auszuschlie-
ßen ist, dass noch Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Auf die sich 
daraus ergebende besondere Vorsicht bei Erdarbeiten wurde bereits im 
Bebauungsplan durch Aufnahme eines Hinweises aufmerksam ge-
macht. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Den Stellungnahmen wurde gefolgt. 
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II/B 3: Deutsche Telekom Technik GmbH vom 19.01.2015  
 und 09.01.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung 
Der bereitgestellte Bestandsplan zu den Versorgungsleitungen wird zur 
Kenntnis genommen und wird im Rahmen der Ausbauplanung berück-
sichtigt. 
Im Rahmen des Um- bzw. Ausbaus der Verkehrsflächen sowie bei Um-
setzung der sonstigen Bauvorhaben werden die betroffenen Netzbe-
treiber beteiligt. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
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II/B 4: PLEdoc GmbH vom 28.01.2015 
 

 

1.) 
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2.) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.): 
Der Hinweis darauf, dass die in der frühzeitigen Beteiligung vorgebrach-
ten Anregungen berücksichtigt wurden, wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Übernahme der in dem Kurtekottenweg vorhandenen und die 
Edith-Weyde-Straße kreuzenden Gasfernleitung in den Bebauungsplan 
ist nicht erforderlich, da diese Verkehrsflächen als öffentliche Verkehrs-
flächen festgesetzt sind. Damit sind die dort liegenden Ver- und Entsor-
gungsleitungen planungsrechtlich ausreichend gesichert. Der Sachver-
halt wird erläuternd in die Begründung unter Ziffer 4.4 „Stadttechnische 
Erschließung“ aufgenommen. 
 
zu 2.): 
Im Bebauungsplan wird bereits in den textlichen Festsetzungen darauf 
hingewiesen, dass im Rahmen von Ersatzpflanzungen zu den beste-
henden Versorgungsanlagen ein Mindestabstand von 2,5 m einzuhalten 
ist.  
Die bereitgestellten Bestandspläne zu den Versorgungsanlagen werden 
zur Kenntnis genommen und werden im Rahmen der nachfolgenden 
Baumaßnahmen berücksichtigt. 
Im Rahmen der nachfolgenden Baumaßnahmen und bei Umsetzung 
der Ausgleichsmaßnahmen auf der externen Kompensationsfläche wird 
die PLEdoc GmbH rechtzeitig in die Planungen einbezogen und die 
Hinweise zur Berücksichtigung von Ferngasleitungen befolgt. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Der Stellung-
nahme zur Aufnahme der im Kurtekottenweg liegenden Versorgungslei-
tung in den Bebauungsplan wurde nicht gefolgt. 
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II/B 5: Eisenbahn-Bundesamt vom 28.01.2015 
 

 

1.) 

2.) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.): 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden die Geräusch-
immissionen u. a. aus dem Schienenverkehr ermittelt. Aufgrund der 
ermittelten Überschreitungen der maßgeblichen Orientierungswerte der 
DIN 4109 wurden im Plangebiet passive Schallschutzmaßnahmen fest-
gesetzt, die gesunde Arbeitsverhältnisse in den Gewerbegebieten si-
cherstellen. Diese werden im Rahmen der einzelnen Hochbaumaß-
nahmen durch die jeweiligen Grundstückseigentümer umgesetzt. Dies 
gilt auch für die Maßnahmen zur Reduzierung von Reflexionen des 
Schienenverkehrslärms, die ggf. durch die geplanten Vorhaben entste-
hen könnten. 
Weitere Maßnahmen hinsichtlich des auf den Schienenverkehrslärm 
bezogenen Lärmschutzes sind nicht erforderlich. Daher sind auch keine 
Ansprüche in Bezug auf eine von den Vorhaben im Plangebiet ausge-
löste weitergehende Lärmsanierung erkennbar. 
 
zu 2.): 
In dem Bebauungsplan wird klarstellend die bereits aufgenommene 
Festsetzung zu den Mindestabständen zu Ersatzpflanzungen (Textliche 
Festsetzung Nr. 7.1.3) um die Regelung zu dem geforderten Mindest-
abstand von 6 m zu Gleis- und Signalanlagen ergänzt. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Den Stellungnahmen wird gefolgt. 
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II/B 6: Polizeipräsidium Köln vom 03.02.2015 
 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Der Hinweis zu Beratungsmöglichkeiten zur Kriminalprävention ist nicht 
Gegenstand des planungsrechtlichen Verfahrens. Hierauf wird jedoch 
im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren hingewiesen. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 
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II/B 7: NABU, BUND, LNU vom 0 5.02.2015 
 

 

1.) 
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4.) 

5.) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.): 
In dem Bebauungsplan wird die bereits aufgenommene Festsetzung zu 
der Schutzmaßnahme für die Zauneidechse (Textliche Festsetzung 
Nr. 6) um eine Regelung ergänzt, die sicherstellt, dass die betroffenen 
Schutzflächen (Wanderkorridore) vor dem Betreten von Menschen und 
Hunden geschützt werden. 
Obwohl die Edith-Weyde-Straße bisher nur eine Privatstraße ist, liegt 
das Verkehrsaufkommen derzeit bereits bei ca. 6.180 Kfz/24 h. Daher 
besteht bereits eine hohe Störungsintensität in Bezug auf die Zaun-
eidechsenpopulation. Durch die neuen Vorhaben im Plangebiet wird 
sich das Verkehrsaufkommen um ca. 25 % erhöhen. Dies ist - relativ 
gesehen - eine geringe Verkehrszunahme, die nicht zu einer erhebli-
chen Zunahme der bereits bestehenden Vorbelastung beiträgt. 
 
Der Parkplatzbereich eignet sich nicht als Brutstätte für planungsrele-
vante Vogelarten. Es wurden keine Horst- oder Höhlenbäume festge-
stellt. Die Störungsintensität bzw. Vorbelastung ist bereits verhältnismä-
ßig hoch durch die bestehende Parkplatznutzung sowie durch die be-
nachbarten Verkehrsachsen und Gewerbeflächen. Potentiell geeignete 
Brutbäume für kleinere Greifer des Siedlungsbereiches sind nur im Be-
reich des Bahnbegleitgehölzes vorhanden, diese Bestände werden pla-
nungsrechtlich gesichert und bleiben daher erhalten. 
Greifvögel/Eulen (Habicht, Mäusebussard, Sperber, Turmfalke, Stein-
kauz) brüten ebenfalls nicht im Plangebiet, sondern in dessen Umge-
bung. Sie besitzen jedoch großräumige Brutreviere und jagen daher 
auch im Bereich des Plangebietes (Brache, Gehölze). 
Es ist richtig, dass die Fledermäuse (Großer Abendsegler, Zwergfle-
dermaus) das Plangebiet als Jagdquartier nutzen. 
 
Da keine Fortpflanzungs-, Ruhestätten oder essentielle Lebensraum-
strukturen von planungsrelevanten Vogelarten, Zauneidechsen oder 
Fledermäusen betroffen sind sowie von keiner signifikanten Erhöhung 
der Störungsintensität auszugehen ist, sind die Wirkungen des Vorha-
bens auf diese Artengruppen unbedenklich bis vertretbar. Unter Be-
rücksichtigung der getroffenen und im Umweltbericht unter Ziffer 2.4.2 
näher beschriebenen Vermeidungs-, Ausgleichs- bzw. Minimierungs-
maßnahmen ist darüber hinaus davon auszugehen, dass durch die 
Planung keine Zugriffsverbote (Tötung, Beeinträchtigung oder populati-
onsrelevante Störung) gemäß § 44 BNatSchG ausgelöst werden. 
 
zu 2.): 
Das Verfahren zur ökologischen Bewertung der Biotopfunktion von Bio-
toptypen erfolgt nach der allgemein fachlich anerkannten Methode von 
Dankwart Ludwig (Verfahren Ludwig). Die Biotopwertepunkte des Plan-
gebietes und der externen Kompensationsfläche wurden sowohl im Be-
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stand als auch im Planfall im Plangebiet bzw. nach Aufwertung der 
Kompensationsfläche korrekt ermittelt.  
 
Der primäre Lebensraum der Zauneidechse liegt nicht im Bereich der 
im Plangebiet ausgewiesenen Bauflächen. Der Primärlebensraum ist 
vielmehr im Bereich der Flächen östlich der Edith-Weyde-Straße und 
den Flächen entlang der Böschungen der Schienenverkehrswege zu 
finden. Diese Flächen werden durch die im Plangebiet planungsrecht-
lich gesicherten Wanderkorridore vernetzt und um die Kompensations-
fläche am Kurtekottenweg, die an die Habitatsansprüche der Zaun-
eidechse angepasst wird, vergrößert. Dadurch wird sichergestellt, dass 
die so geschaffene Gesamtfläche die Minimalgröße für eine Zaun-
eidechsenpopulation deutlich überschreitet. Die Untere Landschaftsbe-
hörde geht davon aus, dass die Zauneidechsenpopulation mit diesen 
Maßnahmen langfristig an dem Standort erhalten werden kann. Es wird 
jedoch angestrebt, zukünftig weitere Flächen für die Zauneidechse in 
dem Raum zu entwickeln. 
Im Rahmen der Umsetzung der Kompensationsmaßnahme wird sicher-
stellt, dass die betroffenen Schutzflächen (Wanderkorridore) vor dem 
Betreten von Menschen und Hunden geschützt werden. 
 
zu 3.): 
Im Bebauungsplan wird richtigerweise von externen Kompensationsflä-
chen bzw. Kompensationsmaßnahmen und nicht von Ausgleichsmaß-
nahmen gesprochen. 
 
zu 4.): 
In dem Bebauungsplan ist auf Grundlage der textlichen Festsetzungen 
zur Art der baulichen Nutzung die Errichtung eines Kindergartens oder 
einer Kindertagesstätte nicht zulässig. 
 
zu 5.): 
Als Ersatz für die wegfallenden Stellplätze für Besucher von Fußball-
spielen sind die Stellplatzflächen an der ca. 700 m südlich des Plange-
bietes entfernt liegenden S-Bahn-Haltestelle „Leverkusen CHEMPARK“ 
(ehemals „Bayerwerk“) vorgesehen. Eine entsprechende rechtliche Si-
cherung wurde mittlerweile durchgeführt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen und hinsichtlich 
der Sicherung der Wanderkorridore bzw. der Kompensationsfläche vor 
dem Betreten von Menschen und Hunden gefolgt. Nicht gefolgt wird der 
Forderung zur Vergrößerung der externen Kompensationsfläche. 
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II/B 8: IHK Köln vom 05.02.2015 
 

 

1.) 
 2.) 

 

2.) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
Die zustimmenden Stellungnahmen zu der Sicherung von Expansions-
flächen für den unmittelbar an das Plangebiet angrenzenden Gewerbe-
betrieb und den Schutz des CHEMPARKS werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
zu 2.): 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes wird dem Bedarf an Erwei-
terungsflächen eines bestehenden Gewerbebetriebes und Bereitstel-
lung weiterer zentrumsnaher Gewerbeflächen Rechnung getragen. Die 
Ausweisung der gewerblichen Bauflächen im unmittelbaren Anschluss 
an bestehende Infrastrukturen ist eine wirtschaftliche und städtebauli-
che Alternative zu suburbanen Flächenentwicklungen mit den damit 
einhergehenden negativen Auswirkungen auf zusätzlichen Land-
schaftsverbrauch. Aufgrund der günstigen Lage des Plangebietes im 
Süden des Stadtgebietes soll hier auch die Hautfeuer- und Rettungs-
wache sowie der Löschzug der Freiwilligen Feuerwehr Wiesdorf ange-
siedelt werden. Durch die Zusammenlegung der beiden Feuerwehren 
können Synergieeffekte genutzt werden und damit Kosten für die Stadt 
Leverkusen eingespart werden. Darüber hinaus entfallen aufwendige 
Modernisierungs- und/oder Neubauarbeiten an den bestehenden 
Standorten. Durch die Ansiedlung der Feuerwehren werden jedoch an-
sonsten anderweitig gewerblich nutzbare Flächen der Wirtschaft vor-
enthalten. Im Rahmen der Abwägung der privaten und öffentlichen Be-
lange gegen- und untereinander ist jedoch dem Belang der Sicherstel-
lung des Brandschutzes für die Gesamtstadt Leverkusen Vorrang ein-
zuräumen. Trotzdem verbleiben noch insgesamt ca. 3,75 ha Bauflä-
chen, die anderen gewerblichen Nutzungen zur Verfügung stehen. 
Zudem besteht die Möglichkeit, den jetzigen Standort der Feuerwache 
an der südlichen Stixchesstraße, zukünftig auch für Gewerbeansiedlun-
gen zu nutzen. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Der Stellung-
nahme wird, soweit dieser Hinweis auf den Verzicht der Ansiedlung der 
Hauptfeuer- und Rettungswache abzielt, nicht gefolgt. 
 
 
 


